
   

Landwirtschaft unterstützen  

Die Land- und Forstwirtschaft ist eine Schlüsselbranche mit 

unverzichtbarem Stellenwert für die Ernährungssicherung. 

Das Leben in den ländlichen Regionen ist ohne eine wettbe-

werbsfähige, moderne und zukunftsfeste Landwirtschaft 

undenkbar. Jeder zehnte Arbeitsplatz in Deutschland ist mit 

der Landwirtschaft verknüpft. Die Land-, Forst- und Ernäh-

rungswirtschaft befindet sich aktuell, wie auch andere Wirt-

schaftszweige, in der Krise. Doch anstatt unsere Landwirt-

schaft zu unterstützen, wird die Bundesregierung sie 

schwächen: Die geplanten Steuererhöhungen sind ein 

Schlag ins Gesicht für die Landwirte. Wir verstehen ihren 

Protest und stehen solidarisch an ihrer Seite. 

Die Ampel muss die geplanten Steuererhöhungen für die 

Landwirtschaft zunächst vollständig zurückziehen. Die 

Landwirtschaft erwartet aber nicht nur die komplette Zu-

rücknahme der inakzeptablen finanziellen Mehrbelastun-

gen, die die Bundesregierung den Bauern aufbürdet. Viel-

Die Woche im Bundestag 

mehr erwartet sie zu Recht eine grundsätzlich andere 

Agrarpolitik. Dazu braucht es ganz grundlegend eine 

neue Kultur der Anerkennung gegenüber der Leistung 

der Landwirte. Entfesselung, Innovationen und Investiti-

onen sind der Drei-

klang unserer Agrar-

politik. Es braucht 

endlich ein Bewusst-

sein dafür, dass jede 

Regulierung, jede Vor-

schrift und jede Aufla-

ge mit einschneidenden Konsequenzen für die tägliche 

harte Arbeit unserer Landwirte verbunden ist. Es braucht 

ein Belastungsmoratorium für landwirtschaftliche Betrie-

be. Tierhalter benötigen Planungssicherheit auf der 

Grundlage des Borchert-Plans für mehr Tierwohl. Wir 

wollen, dass auch die kommenden Generationen gute 

Gründe haben, in der Landwirtschaft tätig zu sein. 

„Wir wollen, dass auch die  

kommenden Generationen noch 

Lust auf Landwirtschaft haben.“  

Albert Stegemann MdB 



 2 

 

 

In der Bereinigungssitzung des Haushaltsausschusses in 

dieser Woche hat die CDU/CSU-Bundestagsfraktion die 

Koalition aufgefordert, einen Pakt für Wohlstand und 

Wachstum aufzulegen. Dazu erklärt der zuständige Be-

richterstatter, Andreas Mattfeldt:  

„Wir erleben gerade eine massive Verunsicherung in der 

deutschen Unternehmenswelt. Die Ampel und insbesonde-

re Wirtschaftsminister Robert Habeck haben in ihren Wirt-

schaftsplänen nach wie vor keine Lösung hierfür vorgelegt. 

Wir haben daher erneut der Ampel die Forderung nach ei-

nem Pakt für Wirtschaft und Wohlstand vorgelegt, mit dem 

nicht nur große Unternehmen, sondern vor allem der 

Mittelstand Unterstützung bei der Entwicklung innovativer 

Ideen, Fachkräftesicherung und der Vermarktung deutscher 

Güter im Ausland erhalten sollte. Der Minister muss nach 

mehr als zwei Jahren Regierung endlich Verantwortung 

übernehmen.“    

Totalversagen bei der Wirtschaftsförderung 

Kahlschlag beim Klimaschutz 

In seiner Bereinigungssitzung in dieser Woche diskutierte 

der Haushaltsausschuss über die für das nächste Jahr ge-

planten knapp 13 Milliarden Euro an Einsparungen im Kli-

ma- und Transformationsfonds. Dazu erklärt der zuständi-

ge Berichterstatter, Andreas Mattfeldt:     

„Wir erleben gerade einen massiven Kahlschlag der Pro-

gramme zur Unterstützung der Bürgerinnen und Bürger, 

Unternehmen und Kommunen bei der Transformation. Et-

wa 30 Prozent aller Programme im Klima- und Transforma-

tionsfonds sollen sofort gestrichen werden oder auslaufen. 

Betroffen sind insbesondere Programme zur Unterstützung 

der Landwirtschaft, aber auch der maritimen Wirtschaft 

und der Luftfahrt. Ebenso entfallen Fördergelder für die 

kommunale Wärmewende und für Privathaushalte. Die 

Ampel beweist damit erneut, dass sie Veränderungen über 

Verbote wie beim Gebäudeenergiegesetz durchsetzen will, 

statt über Anreiz- und Förderprogramme, die nun ausge-

bremst oder komplett gestoppt werden.“    
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In dieser Woche wurde in Berlin die 88. Grüne Woche er-

öffnet. Dazu erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgruppe 

Ernährung und Landwirtschaft, Albert Stegemann:   

„Zwei Jahre Ampel-Regierung haben sich wie Mehltau über 

die Land- und Ernährungswirtschaft in Deutschland gelegt. 

Daher ist die Stimmung zu Beginn der Grünen Woche unter 

den Landwirten so schlecht. Landwirtschaftsminister Özde-

mir muss endlich ein Klima für Investitionen und Innovatio-

nen im ländlichen Raum schaffen. Es braucht ein Belas-

tungsmoratorium für landwirtschaftliche Betriebe. Tierhal-

ter benötigen Planungssicherheit. Wir wollen, dass auch die 

kommenden Generationen noch Lust auf Landwirtschaft 

haben.“  

Mehr Wertschätzung für Landwirte 

Agrardiesel-Kürzung trifft Milchviehhalter hart 

Der Agrarausschuss des Deutschen Bundestages hat am 

heutigen Montag ein öffentliches Fachgespräch zur Situati-

on auf dem Milchmarkt durchgeführt. Dazu erklärt der 

agrarpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestags-

fraktion, Albert Stegemann:    

„Die Sachverständigen haben dem Bundestag bestätigt, 

dass die Streichung der Steuervergünstigung beim Agrardie-

sel Milchbauern und Molkereien unverhältnismäßig hart 

treffen würde. Die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 

Milchbranche würde im EU-Vergleich deutlich verschlech-

tert. Deshalb muss die Ampel-Koalition endlich Einsicht zei-

gen und die Agrardiesel-Rückerstattung vollumfänglich zu-

rücknehmen. 

Die Experten haben ebenso klargestellt, dass ein Eingriff in 

die Lieferbeziehungen, wie er im Artikel 148 der Gemeinsa-

men Marktorganisation Milch (GMO) der EU vorgesehen ist, 

ein untaugliches und bürokratisches Instrument wäre. Ein 

solcher Eingriff in die Preisbildung würde die finanzielle 

Situation der deutschen Milchviehbetriebe nicht verbes-

sern, sondern nur zu noch mehr Papierkram führen. Bun-

deslandwirtschaftsminister Cem Özdemir sollte seine Haus-

aufgaben machen und die Studie seines eigenen Thünen-

Instituts berücksichtigen. Denn das Thünen-Institut hat erst 

im August 2023 festgestellt, dass sich eine politische Mani-

pulation der Milchpreisbildung nicht rechtfertigen lässt.“  
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Woche nach über einem Jahr Verzögerung durch die Ampel-

fraktionen endlich abschließend im Plenum beraten. Darin 

fordern wir: Bundeskanzler Scholz muss jetzt den Streit im 

Kabinett, zwischen Innen- und Justizministerium, beenden. Er 

muss dafür sorgen, dass schnell eine rechtssichere Regelung 

zur Speicherung von IP-Adressen auf den Weg gebracht wird. 

Dabei soll der laut EuGH zulässige Spielraum ausgeschöpft 

werden – zum Schutz der Kinder und Jugendlichen. 

Terroranschläge verhindern – Zum Schutz unserer Bevölke-

rung entschiedener gegen potenzielle Terroristen vorgehen. 

Die Innere Sicherheit in Deutschland und Europa wird in be-

sonderem Maße auch durch den islamistischen Terrorismus 

bedroht. Gerade das Jahr 2020 mit den tödlichen Anschlägen 

in Paris, Dresden, Nizza und Wien hat uns vor Augen geführt, 

dass die Gefährdung durch den islamistischen Terrorismus 

unvermindert fortbesteht. Auch nach Angaben der Bundesin-

nenministerin steht Deutschland weiterhin im unmittelbaren 

Zielspektrum islamistischer Terrororganisationen. Den Schutz 

der Bevölkerung dürfen wir deshalb nicht dem Zufall überlas-

sen. Mit unserem Antrag – den wir in dieser Woche abschlie-

ßend beraten haben – fordern wir die Bundesregierung des-

halb auf, zur Verhinderung terroristischer Straftaten alle er-

forderlichen Maßnahmen zu treffen. Dazu gehört insbesonde-

re, den vom Europäischen Gerichtshof im Urteil vom am 22. 

September 2022 eröffneten Rahmen zur Einführung einer 

Speicherpflicht für IP-Adressen endlich zu nutzen. Zudem 

braucht der Verfassungsschutz die Befugnis zur Online-

Durchsuchung. Daneben müssen die Sicherheitsbehörden 

auch potenzielle Terroristen – sogenannte Gefährder – ver-

stärkt in den Blick nehmen. 

Wir brauchen eine aktivere Rohstoffpolitik, um den Wirt-

schaftsstandort Deutschland zu stärken. Mit unserem Antrag 

Die Woche im Plenum  

1. Weitere Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

Bioenergie eine klare Zukunftsperspektive geben und beste-

hende Hemmnisse beseitigen. Mit unserem Antrag, den wir 

in erster Lesung beraten, unterbreiten wir 23 Vorschläge für 

Verbesserungen bei der Bioenergie. Diese reichen von einer 

Ausweitung der Ausschreibungen über eine Erhöhung der 

Ausbauziele bis zur Prüfung von Grüngasquoten. Mit unserem 

Antrag verfolgen wir unser Anliegen der Entfesselung aller 

Erneuerbaren Energien weiter. So haben wir bereits zur CO2-

Abscheidung, -Verwendung und -Speicherung (CCU/CCS), zu 

Wasserstoff, Solar und Geothermie, sowie zu Energiespei-

chern umfassende Anträge in den Deutschen Bundestag ein-

gebracht und beraten. Die Ampel nutzt dennoch immer noch 

nicht alle Potenziale der Erneuerbaren Energien aus. Sie rich-

tet ihren Fokus vielmehr lediglich auf Sonne und Wind. Wir 

wollen aber auch die Bioenergie entfesseln.  

Bereits vor über einem Jahr hat der Europäische Gerichtshof 

(EuGH) sein Urteil zum deutschen Gesetz über Mindestspei-

cherfristen für Telekommunikationsverkehrsdaten verkündet. 

Unsere Forderung nach einer IP-Adress-Speicherung zur Si-

cherung digitaler Beweismittel wurde vom Gerichtshof aus-

drücklich für zulässig erklärt. IP-Adressen sind als digitale Be-

weismittel gerade bei der Bekämpfung des sexuellen Kindes-

missbrauchs im Internet unabdingbar. Ohne Speicherpflicht 

sind diese digitalen Beweise – wenn eine Tat auffällt – vielfach 

gelöscht und die IP-Adresse kann keiner konkreten Person 

mehr zugeordnet werden. Das ist ein unerträglicher Zustand. 

Kinderschutz muss endlich Vorrang vor Datenschutz haben. 

Unseren Antrag IP-Adressen rechtssicher speichern und Kin-

der vor sexuellem Missbrauch schützen haben wir in dieser 
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als Regel. Solange eine Ausreisepflicht besteht und eine Aus-

reise tatsächlich und rechtlich möglich ist, soll nur das physi-

sche Existenzminimum gewährt werden. Weitere Maßnah-

men runden unseren Forderungskatalog ab. 

Unterstützung für die Ukraine intensivieren – Industrie stär-

ken – Produktion und Lieferung von Munition nachhaltig 

hochfahren. Der Deutsche Bundestag hat am 28. April 2022 

mit den Stimmen der demokratischen Fraktionen den Antrag 

„Frieden und Freiheit in Europa verteidigen – Umfassende 

Unterstützung für die Ukraine“ (Drs. 20/1550) gefasst. In die-

sem Beschluss forderte der Deutsche Bundestag die Bundes-

regierung unter anderem auf, die Lieferung benötigter Aus-

rüstung an die Ukraine fortzusetzen und zu intensivieren. 

Während die Lieferung von Großgerät einschließlich erster 

Munitionspakete der Ukraine zu Erfolgen und Geländegewin-

nen verhalf, droht ihr nun zunehmend die Munition für die 

gelieferten Waffen auszugehen. Die EU-Staaten haben sich in 

Anbetracht dieser dramatischen Lage unter Zustimmung 

Deutschlands darauf geeinigt, der Ukraine innerhalb von 12 

Monaten eine Million Schuss Artilleriemunition bereitzustel-

len. Seitdem ist von deutscher Seite die notwendige substan-

zielle Steigerung der Lieferung aus bestehenden Rahmenver-

trägen oder über europäische Beschaffungsprojekte – entge-

gen den Aussagen des Bundesministers für Verteidigung im 

März 2023 – ausgeblieben. Die Munitionsbestände der Bun-

deswehr sind nicht ausreichend und von der NATO-Vorgabe 

des 30-Tage-Vorrats sehr weit entfernt. Sie befinden sich auf 

einem bedrohlich niedrigen Niveau. Mit unserem Antrag for-

dern wir die Bundesregierung auf, endlich wirksame Maßnah-

men zu treffen, um die deutsche Rüstungsindustrie zu stärken 

und die Produktion und Lieferung von Munition nachhaltig 

hochzufahren. 

Deutschlands Rohstoffabhängigkeit reduzieren – Neue Roh-

stoffpartnerschaften auf den Weg bringen, heimische Roh-

stoffgewinnung stärken fordern wir die Bundesregierung auf, 

jetzt die notwendigen Schritte einzuleiten. Diesen Antrag ha-

ben wir in dieser Woche abschließend beraten. Die Verfüg-

barkeit und Bezahlbarkeit von Rohstoffen ist vor allem für 

unsere gewerbliche Wirtschaft von existenzieller Bedeutung. 

Gerade vor dem Hintergrund der Folgen des russischen An-

griffskriegs hat dieses Thema an Brisanz gewonnen. Die Am-

pel hat im Koalitionsvertrag verbesserte Rahmenbedingungen 

für die Erkundung heimischer Rohstoffe angekündigt, bisher 

aber kaum Initiative in diesem Bereich gezeigt. Es braucht ein 

größeres deutsches Engagement bei der Gewinnung von Roh-

stoffen im In- und Ausland, z.B. durch neue Rohstoffpartner-

schaften und bessere gesetzliche Rahmenbedingungen. 

Leistungen für Asylbewerber senken – Rechtliche Spielräu-

me nutzen. Deutschland wird mit der Zunahme der illegalen 

Migration zunehmend überfordert. Die europäischen Nach-

barländer nehmen im Schnitt deutlich weniger Geflüchtete 

auf. Die auch im europäischen Vergleich hohen Sozialleistun-

gen in Deutschland sind ein wichtiger Faktor für Migration 

und insbesondere Sekundärmigration nach Deutschland. Das 

Bundesverfassungsgericht hat festgehalten, dass eine dauer-

hafte Ungleichbehandlung von Asylbewerbern und Einheimi-

schen bei der Sicherung des Existenzminimums nicht möglich 

ist. Aber es bestehen dennoch weiterhin Spielräume zur Leis-

tungsabsenkung. Mit unserem Antrag fordern wir, diese Spiel-

räume zu nutzen. Sie umfassen eine Verlängerung der Bezugs-

dauer der niedrigeren Leistungen nach dem Asylbewerberleis-

tungsgesetz (AsylbLG) von 18 Monaten auf 36 Monate; die 

vorrangige Ausgabe von Sach- statt Geldleistungen und die 

Einführung einer möglichst bundeseinheitlichen Bezahlkarte 
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Daher ist es überfällig, dass die Bundesregierung jetzt einen 

Gesetzentwurf zur Verbesserung der Rückführung vorlegt. 

Viele der darin enthaltenen Regelungen hatten CDU und CSU 

bereits 2019 gefordert, die Vorschläge waren allerdings noch 

am damaligen Koalitionspartner SPD gescheitert. Ein Großteil 

der jetzt eingebrachten Regelungen lag zudem bereits im Ap-

ril 2023 (als Ergebnis der Bund-Länder-Arbeitsgruppe) vor und 

wurde am 10. Mai 2023 auf dem Flüchtlingsgipfel im Bundes-

kanzleramt beschlossen. Es ist in der aktuellen Migrationskri-

se inakzeptabel, dass die Bundesregierung so lange für die 

Umsetzung längt getroffener Beschlüsse braucht.  

Die Maßnahmen im Gesetzentwurf werden dennoch bei wei-

tem nicht ausreichen, um die Anzahl der Rückführungen im 

ausreichenden Umfang zu steigern. Bemerkenswert ist zu-

dem, dass „auf den letzten Metern“ durch die Grünen noch 

Punkte in den Gesetzentwurf hereinverhandelt wurden, wel-

che die positive Wirkung des Entwurfs weitgehend wieder 

aufheben: So soll der Staat verpflichtet werden, jedem Aus-

reisepflichtigen für das Verfahren einen anwaltlichen Vertre-

ter beizuordnen. Das konterkariert das Ziel, Rückführungsver-

fahren zu beschleunigen und zu vereinfachen. Hingegen be-

grüßen wir, dass die Koalition mit diesem Gesetzentwurf auch 

einer Forderung der Union nachkommen und die Wartefrist 

für Analogleistungen – also die Anpassung der Asylbewerber-

leistungen auf das Bürgergeld-Niveau – in Umsetzung des 

Beschlusses der Ministerpräsidentenkonferenz von Novem-

ber – auf 36 Monate verlängert. Darüber hinaus werden Än-

derungen zur erleichterten Arbeitsaufnahme abgelehnte Asyl-

suchende (sog. Geduldete) umgesetzt. 

 

 

Wir brauchen eine aktivere Rohstoffpolitik, um den Wirt-
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Deutschlands Rohstoffabhängigkeit reduzieren – Neue Roh-

stoffpartnerschaften auf den Weg bringen, heimische Roh-

stoffgewinnung stärken fordern wir die Bundesregierung auf, 

jetzt die notwendigen Schritte einzuleiten. Diesen Antrag ha-

ben wir in dieser Woche abschließend beraten. Die Verfügbar-

keit und Bezahlbarkeit von Rohstoffen ist vor allem für unsere 

gewerbliche Wirtschaft von existenzieller Bedeutung. Gerade 

vor dem Hintergrund der Folgen des russischen Angriffskriegs 

hat dieses Thema an Brisanz gewonnen. Die Ampel hat im 

Koalitionsvertrag verbesserte Rahmenbedingungen für die 

Erkundung heimischer Rohstoffe angekündigt, bisher aber 

kaum Initiative in diesem Bereich gezeigt. Es braucht ein grö-

ßeres deutsches Engagement bei der Gewinnung von Roh-

stoffen im In- und Ausland, z.B. durch neue Rohstoffpartner-

schaften und bessere gesetzliche Rahmenbedingungen. 

 
2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

Gesetz zur Verbesserung der Rückführung. 330.000 Asylsu-

chende sind 2023 nach Deutschland gekommen – eine Zunah-

me der Antragszahlen um über 50 Prozent im Vergleich zum 

Vorjahr. Das ist ein Umfang von drei Großstädten, die in unser 

Land eingewandert sind und die unsere Kommunen aufneh-

men und versorgen müssen. Nur etwas mehr als die Hälfte 

der Personen, die in Deutschland einen Asylantrag stellen, 

erhalten allerdings auch einen Schutzstatus bei uns. Wer das 

Asylsystem ohne Schutzgrund als Zugang nach Deutschland 

missbraucht, muss so schnell wie möglich in sein Heimatland 

zurückkehren. Deutschland schafft es aber nicht im Ansatz, 

Rückführungen im erforderlichen Umfang durchzuführen. 
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— Bedauerlich und falsch ist darüber hinaus, dass die Am-

pel-Koalition sich nicht durchringen konnte, ein aus-

drückliches Bekenntnis zum Existenzrecht des Staates 

Israel – wie von uns gefordert – als Einbürgerungsvoraus-

setzung in den Gesetzentwurf aufzunehmen. 

Für uns ist die Einbürgerung Ergebnis und nicht Beginn gelun-

gener Integration. Wir freuen uns, wenn Menschen mit aus-

ländischer Staatsangehörigkeit nach gelungener Integration 

Deutsche werden möchten. Wir freuen uns, wenn sie auf die-

sem Wege ein klares Bekenntnis zu Deutschland abgeben. 

Der Gesetzentwurf der Ampel genügt diesem Anspruch – Ein-

bürgerung als Ergebnis gelungener Integration – jedoch nicht. 

Insbesondere sehen wir die Verkürzung der Mindestaufent-

haltszeit kritisch. Die deutsche Staatsbürgerschaft ist ein sehr 

wichtiger Integrationsanreiz. Echte Integration braucht Zeit.  

 

Gesetzentwurf zur Reform des Staatangehörigkeitsrechts 

Die Ampel-Koalition hat in dieser Sitzungswoche den Gesetz-

entwurf zur Änderung des Staatsangehörigkeitsrechts be-

schlossen. Im Kern geht es der Koalition darum, die Vorausset-

zungen der Einbürgerung deutlich abzusenken. Mit unserem 

Antrag Den Wert der deutschen Staatsangehörigkeit bewah-

ren (Drs. 20/9764) haben wir unsere Kritik dargelegt. Diese 

betrifft insbesondere folgende Punkte:  

— Die Verkürzung der Mindestaufenthaltszeit auf 5 bzw. 

nur 3 Jahre lehnen wir ab. Die deutsche Staatsbürger-

schaft ist ein wichtiger Integrationsanreiz. Echte Integra-

tion braucht Zeit. Die Einbürgerung sollte erst am Ende 

eines Integrationsprozesses geschehen. Mit den derzeiti-

gen Fristen (grundsätzlich 8 Jahre, bei besonderen Integ-

rationsleistungen 6 Jahre) haben wir einen angemesse-

nen Zeitrahmen und liegen damit im europäischen 

Mittelfeld. 

— Den generellen Doppelpass sehen wir kritisch. Zwar ver-

stehen wir sehr gut, wenn Menschen aufgrund ihrer Her-

kunft Bindungen an mehrere Staaten haben und diese 

Bindung auch in Form einer weiteren Staatsangehörigkeit 

bewahren möchten. Dennoch sind wir überzeugt, dass 

aus Sicht der Gesamtgesellschaft im Ergebnis die Nachtei-

le überwiegen. Der Doppelpass verstärkt die politischen 

Einflussmöglichkeiten ausländischer Staaten in Deutsch-

land, verkürzt den diplomatischen Schutz für Deutsche 

im Ausland (z.B. Fall Deniz Yücel) und ist auch in der EU 

ein Problem, weil faktisch ein mehrfaches Wahlrecht 

entsteht. Zudem gibt es bereits zahlreiche Ausnahmen – 

z.B. für EU-Bürger, anerkannte Flüchtlinge oder wenn der 

Herkunftsstaat nicht aus der Staatsangehörigkeit ent-

lässt. 
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